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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Der Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) und die SP reichten mit 118'264 gültigen
Unterschriften ihre Volksinitiative «zum Ausbau von AHV und IV» ein, die zum Ziel hat,
AHV und IV weitgehend existenzsichernd zu gestalten. Die Pensionskassen sollten
dagegen abgebaut werden und deutlicher als heute die Funktion einer
Zusatzversicherung erhalten. Gleichzeitig wollen die Initianten die Gleichstellung von
Mann und Frau erreichen und die heutige Ehepaarrente durch eine Einzelrente
(Splitting) ersetzen. 1

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.07.1991
MARIANNE BENTELI

Um den Vorwurf abzuwenden, mit dem Referendum auch die Errungenschaften der 10.
AHV-Revision zu gefährden, lancierten CNG und SGB mit Unterstützung der SP eine
Volksinitiative "für die 10. AHV-Revision ohne Erhöhung des Rentenalters"
("Auffanginitiative"), mit welcher die Betreuungsgutschriften, das Rentensplitting und
die vorteilhaftere Rentenformel gerettet werden sollen. Nach den Vorstellungen der
Initianten könnte das Parlament nach Annahme der Initiative umgehend in einer
Sondersession die unbestrittenen Neuerungen der 10. AHV-Revision wieder aufnehmen
und in Kraft setzen. 2

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 02.11.1994
MARIANNE BENTELI

Im Nachgang an den Beschluss des Parlaments, das Rentenalter der Frauen bereits bei
der 10. AHV-Revision in zwei Schritten auf 64 Jahre zu erhöhen, lancierten der
Schweizerische Kaufmännische Verband (SKV) und die Grüne Partei der Schweiz drei
Volksinitiativen, die sich, inspiriert von der "Ausbau-Initiative" von SP und SGB,
ebenfalls auf die 11. AHV-Revision beziehen. Sowohl SKV (Initiative "für eine
Flexibilisierung der AHV - gegen die Erhöhung des Rentenalters der Frauen") wie GP
(Initiative "für ein flexibles Rentenalter ab 62 für Frau und Mann") fordern eine
Vorruhestandsregelung mit voller Pension für Männer und Frauen ab 62 Jahren. In einer
Parallelinitiative machen die Grünen Angaben über die Finanzierung der Mehrkosten;
diese Mittel sollen mit einer Steuer auf nicht erneuerbarer Energie beschafft werden
(Initiative "für eine gesicherte AHV - Energie statt Arbeit besteuern"). 3

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 03.11.1994
MARIANNE BENTELI

Die Zustimmung fiel einem Teil der Stimmberechtigten auch deshalb relativ leicht, weil
sie sich erhoffen konnten, dass - unter Beibehaltung der Vorteile für die Frauen - die
Frage des Rentenalters durch die von der SP und den Gewerkschaften lancierte
Volksinitiative "für die 10. AHV-Revision ohne Erhöhung des Rentenalters", welche
kurz vor der Volksabstimmung mit 105'947 gültigen Unterschriften zustande kam, noch
einmal beurteilt werden kann. 4

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 27.09.1995
MARIANNE BENTELI

SGB und SP beschlossen, die Volksinitiative "für eine Flexibilisierung der AHV - Gegen
die Erhöhung des Rentenalters für Frauen" des Schweizerischen Kaufmännischen
Vereins zu unterstützen, da diese Initiative ihrer Ansicht nach die Weichen für die 11.
AHV-Revision in die richtige Richtung stellt. Weil sie andere Vorstellungen von Umwelt-
und Energieabgaben haben, verzichteten sie hingegen auf eine Unterstützung der
Doppelinitiative der Grünen ("für ein flexibles Rentenalter ab 62 für Frau und Mann"
und "für eine gesicherte AHV - Energie statt Arbeit besteuern"). 5

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 06.11.1995
MARIANNE BENTELI

Die 1994 vom Schweizerischen Kaufmännischen Verein lancierte Volksinitiative "für eine
Flexibilisierung der AHV - gegen die Erhöhung des Rentenalters für Frauen" wurde mit
143'405 gültigen Stimmen eingereicht. Die beiden Volksinitiativen der Grünen, die
Initiative "für ein flexibles Rentenalter ab 62 für Mann und Frau" und die Initiative "für
eine gesicherte AHV - Energie statt Arbeit besteuern" kamen, wenn auch etwas
knapper, mit 116'636 resp. 113'153 gültigen Unterschriften ebenfalls zustande. 6

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 04.11.1996
MARIANNE BENTELI
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Der Bundesrat beantragte dem Parlament, die Volksinitiative der Gewerkschaften SGB
und CNG "für die 10. AHV-Revision ohne Erhöhung des Rentenalters" Volk und
Ständen zur Ablehnung zu empfehlen. Er begründete seinen Beschluss mit dem
Wunsch, längerfristig die vollständige Gleichstellung der Geschlechter beim Rentenalter
im Rahmen eines flexibilisierten Systems zu erreichen sowie mit den hohen Kosten,
welche mit der Beibehaltung des Rentenalters 65/62 verbunden wären. Die Initiative
bezweckt, die mit der 10. AHV-Revision beschlossene Erhöhung des Rentenalters der
Frauen auf 64/65 Jahre bis zum Inkrafttreten der 11. AHV-Revision auszusetzen. 7

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 29.01.1997
MARIANNE BENTELI

Die Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates beantragte
dem Rat überraschend mit 12 zu 9 Stimmen Annahme der Initiative. In der
Plenumsdebatte zeigte sich aber rasch, dass die befürwortende Kommissionsmehrheit
einer fast geschlossenen Allianz der bürgerlichen Parteien gegenüber stand. Als
Hauptargument führten diese an, die Initiative würde die an und für sich schon
schwierige finanzielle Lage der AHV zusätzlich massiv belasten; ferner setze die den
Frauen mit der 10. AHV-Revision zugestandene Gleichstellung in den Rechten auch eine
solche bei den Pflichten voraus. Demgegenüber wiesen die Vertreter und
Vertreterinnen der links-grünen Parlamentsminderheit auf die Folgen der
Heraufsetzung des Rentenalters der Frauen für den Arbeitsmarkt hin. Bundesrätin
Dreifuss appellierte einmal mehr an das Parlament, Lösungen für eine flexible
Pensionsaltersregelung zu finden. Mit 111 zu 72 Stimmen empfahl der Nationalrat Volk
und Ständen die Ablehnung der Initiative. Auch im Ständerat hatte die Initiative der
Gewerkschaften keine Chancen. Als Gegenargumente wurden auch hier die Kosten und
die finanzielle Lage der AHV vorgebracht. 8

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 19.12.1997
MARIANNE BENTELI

Die Vox-Analyse dieses Urnengangs zeigte, dass das Resultat vor allem auf die relativ
homogene Haltung der Sympathisanten der bürgerlichen Bundesratsparteien
zurückzuführen war, welche die Initiative zu 75% ablehnten (CVP 77%, FDP 73%, SVP
75%). Die Anhänger der SP stimmten zu 59% dem Begehren zu, die Mitglieder der
Gewerkschaften hingegen nur mit 51%. Mit 46% Ja lehnten die Frauen die Vorlage
weniger deutlich ab als die Männer (36%). Zu dem höheren Ja-Stimmenanteil der
Frauen trugen vor allem die Frauen der Romandie bei; sie sprachen sich zu 65% für das
Begehren aus. Die Deutschschweizer Frauen (39% Ja) unterstützten dagegen die
Vorlage nicht signifikant besser als die Männer. 9

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 27.09.1998
MARIANNE BENTELI

Im Nachgang zur 10. AHV-Revision, wo im Gegenzug zum Rentensplitting sowie den
Betreuungs- und Erziehungsgutschriften das ordentliche Rentenalter der Frauen von
62 auf 64 Jahre angehoben worden war, hatten einerseits der Schweizerische
Kaufmännische Verein (SKV) und die Angestelltenverbände, andererseits die Grüne
Partei je eine Volksinitiative mit dem Ziel eingereicht, diese Erhöhung rückgängig zu
machen resp. sowohl Frauen wie Männern das flexible Rentenalter ab 62 Jahren ohne
finanzielle Einbusse zu ermöglichen. Bundesrat und Parlament hatten 1998 sowohl die
Initiative „für eine Flexibilisierung der AHV – gegen die Erhöhung des Rentenalters der
Frauen“ (SKV und Angestelltenverbände) wie auch jene der Grünen („für ein flexibles
Rentenalter ab 62 für Frau und Mann“) ohne Gegenvorschlag zur Ablehnung empfohlen.

In den Wochen vor der Volksabstimmung über diese beiden Initiativen, welche am 26.
November stattfand, wurde mit den gleichen Argumenten wie schon im Parlament
gefochten. Das bürgerliche Komitee gegen die AHV-Initiativen, dem 156 eidgenössische
Parlamentarierinnen und Parlamentarier angehörten, warnte vor den „verheerenden
finanziellen Folgen für die Zukunft dieses Sozialwerks“. Die Befürworter erklärten
dagegen, die von den Bürgerlichen beschworenen Katastrophenszenarien seien auf
dem Hintergrund der Konjunkturflaute der letzten Jahre zu sehen; der wirtschaftliche
Wiederaufschwung habe bereits im Vorjahr zu einem bedeutend besseren
Rechnungsabschluss geführt als erwartet, und für das laufende Jahr seien bereits
wieder schwarze Zahlen absehbar. Eine flexible Ruhestandsrente ab 62 Jahren
entspreche den Realitäten des Arbeitsmarktes, da heute jede fünfte Person über 60
freiwillig oder gezwungenermassen aus dem Erwerbsleben ausscheidet; es sei ein Akt
der Solidarität der Einkommensstärkeren und Gesunden mit den Schlechtergestellten
und könne finanziell verkraftet werden. Nach Ansicht von BR Dreifuss waren in diesem
Zahlenstreit die Annahmen der Gegner zu pessimistisch, weil sie die Sparanstrengungen
der 11. AHV-Revision nicht berücksichtigten, jene der Befürworter jedoch insofern zu
optimistisch, als sie auf der momentanen konjunkturellen Erholung basierten sowie auf

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 26.11.2000
MARIANNE BENTELI
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Sparmassnahmen, die das Parlament noch gar nicht beschlossen habe.

Abstimmung vom 26. November 2000

Volksinitiative „für eine Flexibilisierung der AHV – gegen die Erhöhung des
Rentenalters der Frauen“

Beteiligung: 41,7%
Ja: 756'337 (39,5%) / 6 Stände
Nein: 1'159'794 (60,5%) / 14 6/2 Stände

Parolen:
– Ja: SP, EVP, CSP, GP, Lega; SGB, CNG, VSA.
– Nein: FDP, CVP, SVP, LP, SD, EDU, FPS, KVP; Economiesuisse, SGV, SBV. 

Volksinitiative „für ein flexibles Rentenalter ab 62 für Frau und Mann“

Beteiligung: 42,0%
Ja: 885'772 (46,0%) / 7 Stände
Nein:1'038'985 (54,0%) 13 6/2 Stände

Parolen:
– Ja: SP, EVP, CSP, GP, Lega; SGB, CNG, VSA.
– Nein: FDP, CVP, SVP, LP, SD, EDU, FPS, KVP; Economiesuisse, SGV, SBV. 10

Angesichts der geschlossenen bürgerlichen Opposition erreichten die beiden Initiativen
mit 39,5% (SKV) resp. 46,0% (GP) Ja-Stimmen einen Achtungserfolg. Die Initiative der
GP wurde von sämtlichen Kantonen der Romandie und dem Tessin angenommen, bei
jener des SKV stellte sich der Kanton Wallis auf die ablehnende Seite der
Deutschschweiz. Das relativ knappe Nein der Initiative der GP werteten sowohl die
Gewinner als auch die Verlierer als Signal für eine Flexibilisierung des Rentenalters.
Allerdings waren sich die Kontrahenten weiterhin nicht einig über den Weg: die
bürgerlichen Parteien verlangten nach wie vor eine kostenneutrale Lösung, das links-
grüne Lager eine sozialverträgliche. Der Bundesrat zeigte sich besorgt über den erneut
zu Tage getretenen „Röstigraben“ in sozialpolitischen Fragen. 11

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 26.11.2000
MARIANNE BENTELI

Die Vox-Analyse dieses Urnengangs zeigte ein altbekanntes Muster. Eine Mehrheit der
Befragten hätte sich zwar gerne für eine Flexibilisierung des Rentenalters
ausgesprochen und die Erhöhung des Rentenalters der Frauen rückgängig gemacht,
lehnte die Initiativen jedoch ab, weil die Kostenfrage ungelöst schien. Unklar blieb auch
nach dieser Untersuchung, weshalb die Flexibilisierungsinitiative des Kaufmännischen
Vereins mit 39,5% Ja klar schlechter abschnitt als jene der Grünen mit 46%
Zustimmung. Es wurde vermutet, dass letztlich der eindeutigere Titel den Ausschlag
gegeben hatte, resp. der Vorschlag der Grünen, auch nur eine vorgezogene Teilrente
beziehen zu können. Insgesamt nahmen Stimmende aus der lateinischen Schweiz sowie
Bürgerinnen und Bürger mit einer links-grünen politischen Ausrichtung die Initiativen
deutlich an. Deutschschweizer und Bürgerliche, Rechtskonservative sowie Stimmende
ohne Parteiaffinität verwarfen sie hingegen. Personen im Rentenalter lehnten sie
überdurchschnittlich ab. 12

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 27.11.2000
MARIANNE BENTELI
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Soziale Gruppen

Asylpolitik

Rund zweieinhalb Jahre nach ihrer gescheiterten Asylinitiative „gegen die illegale
Einwanderung“, die vom Volk im Dezember 1996 mit rund 54% der Stimmen abgelehnt
worden war, nahm die SVP einen zweiten Anlauf. An ihrer Delegiertenversammlung im
Februar beschloss sie, noch vor den eidgenössischen Wahlen eine Volksinitiative
„gegen den Asylmissbrauch“ zu lancieren. Die besondere Attraktivität der Schweiz als
Fluchtdestination, die es mit allen Mitteln zu bekämpfen gelte, ortete die Partei im
hohen Niveau der Sozial- und Fürsorgeleistungen. In diesem Sinn verlangte sie eine
einheitliche gesamtschweizerische Gesetzesgrundlage für Fürsorgeleistungen; bei
Missbräuchen des Asylrechts sollten diese Gelder drastisch gekürzt werden. Zudem
wollte die SVP eine Drittstaatenregelung einführen, die es der Schweiz erlauben würde,
Asylsuchende, die aus einem sogenannt „sicheren“ Drittland einreisen, ohne weitere
Formalitäten zurückzuweisen. Die Partei sah dann aber ein, dass dieses Vorhaben wohl
kaum praktizierbar wäre, weil damit kein einziger Flüchtling mehr an der Grenze ein
Asylbegehren stellen könnte, da alle die Schweiz umgebenden Länder im Sinn der
Menschenrechte sichere Staaten sind. Weil die SVP auch Einreisen auf dem Luftweg
praktisch verunmöglichen möchte, kämen nur noch Asylgesuche auf einer Schweizer
Botschaft in Frage. Bei der Lancierung ihrer Initiative im Mai krebste sie in diesem
Punkt zurück und verlangte nur noch, dass jemand, der über ein sicheres Land
eingereist ist, bis zur Ausschaffung einen „reduzierten Status“ erhält, der mit
zusätzlichen Abstrichen bei den Fürsorgeleistungen „bestraft“ wird. 13

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 22.02.1999
MARIANNE BENTELI

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Die SP lancierte zusammen mit dem Gewerkschaftsbund die Volksinitiative «Für den
Ausbau von AHV und IV», welche eine Festigung der ersten Säule auf Kosten der
Pensionskassen vorsieht. Ausserdem spannte sie mit dem LdU und der Arbeitsgruppe
für eine neue Agrarpolitik (NAP) zusammen, um nach dem Scheitern der
Kleinbauerninitiative gemeinsam die Volksinitiative «Bauern und Konsumenten» zu
lancieren; das Begehren will mit wirtschaftlichen Anreizen eine ökologischere und
tierfreundlichere Produktion von höherer Qualität und bei geringeren Überschüssen
erreichen. 14

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 14.08.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die CVP lancierte die Initiative «Zivildienst für die Gemeinschaft», welche an der
Militärpflicht als Regel festhalten will, jedoch einen zivilen Ersatzdienst von längerer
Dauer als der Militärdienst im Falle einer Gewissensnot vorsieht; eine
Gewissensprüfung ist nicht vorgesehen. 15

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 01.09.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im Berichtsjahr 1991 eingereicht hat die SP die gemeinsam mit dem SGB lancierte
Volksinitiative «Zum Ausbau von AHV und IV».

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.07.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die CVP zog ihre 1990 lancierte Volksinitiative «Zivildienst für die Gemeinschaft» kurz
vor Ablauf der Frist zurück und unterstützte den Verfassungsartikel zum Zivildienst,
welcher im Mai zur Abstimmung gelangte. 16

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 22.02.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Auf Druck der Zürcher Kantonalpartei lancierte die SVP Schweiz die Initiative «gegen
die illegale Einwanderung», welche die Rechte der Asylbewerber massiv einschränken
will. Schwerpunkte im Initiativtext sind die Möglichkeit der sofortigen Wegweisung
illegal Eingereister sowie der staatlichen Lohnverwaltung für Asylbewerber. Nicht
unterstützt wurde die Initiative von der Bündner Sektion. 17

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 25.04.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Mit 110'000 Unterschriften hat die SVP die Volksinitiative «gegen die illegale
Einwanderung» eingereicht; sie hat damit dieses Instrument zum ersten Mal benutzt. 18

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 12.10.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Gleich drei Volksinitiativen kündigte die SP-Parteileitung zu Beginn des Jahres als
Wahlkampf-Lokomotive an. Gemäss dem Initiativprojekt gegen Jugendarbeitslosigkeit
sollen Lohnabhängige über 60 Jahren auf Kosten der Arbeitslosenversicherung in den
vorzeitigen Ruhestand treten können, wenn mehr als 50'000 Menschen in der Schweiz
arbeitslos sind. 
Ein zweites Initiativprojekt will eine «Millionärs-Steuer» für natürliche und juristische
Personen, deren Vermögen über einer Million liegt, einführen. Vorgesehen ist eine
Zusatzabgabe von einem Promille des Vermögens. 
Der dritte Initiativvorschlag gilt der Einführung des konstruktiven Referendums.
Während die SP letzteren im Herbst lancierte, stellte sie die beiden ersten
Initiativprojekte vorläufig zurück. Dies tat sie nicht zuletzt deshalb, weil im Sommer
beide Räte die 1992 eingereichte SP-Initiative «Für weniger Militärausgaben und mehr
Friedenspolitik» für ungültig erklärten, da die Einheit der Materie nicht gegeben sei. Die
desavouierte Partei entschied daraufhin, eine Doppelinitiative mit gleichem Inhalt zu
lancieren. Bereits im Januar hatte die SP ein Leitbild für eine «Armee light»
präsentiert, die nur halb soviel kosten soll wie die Armee 95. 19

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 04.09.1995
EVA MÜLLER

Im Juni wurde die von der SP lancierte Volksinitiative «Für ein Verbot der
Kriegsmaterialausfuhr» vom Volk mit 77% Nein-Stimmen klar verworfen. Auch der
traditionelle SP-Partner, der SGB, hatte die Volksinitiative aus Angst vor dem Verlust
von Arbeitsplätzen nicht unterstützt. Beim Referendum zum dringlichen
Bundesbeschluss über die Arbeitslosenversicherung, das die SP erst spät
mitunterstützte, erzielte sie gegenüber den bürgerlichen Parteien jedoch einen
Abstimmungserfolg. Um das Thema «Gen-Schutz-Initiative» - diese wird im Sommer
1998 zur Abstimmung kommen - frühzeitig zu besetzen, fasste der SP-Vorstand bereits
im August die Ja-Parole. Die Gesamtpartei ist in dieser Frage aber gespalten. Im
Sommer kam ausserdem die von der SP und Friedensorganisationen lancierte
Volksinitiative «Sparen beim Militär und der Gesamtverteidigung - für mehr Frieden und
zukunftsgerichtete Arbeitsplätze» zustande, die eine Halbierung des Militärbudgets
fordert. Mit Unterstützung der Grünen brachte die SP weiter die Volksinitiative für die
Einführung des konstruktiven Referendums zustande. 20

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 29.09.1997
EVA MÜLLER

Neben der Wahl Kochs entschied die SP am Thuner Parteitag, eine Volksinitiative für
eine soziale Krankenversicherung zu lancieren. Den Text mit dem Titel «Gesundheit
muss bezahlbar bleiben» verabschiedete sie Ende Oktober zusammen mit dem SGB
definitiv. Von der ursprünglichen Idee, die Kopfprämien vollständig durch einen um 8%
höheren Mehrwertsteuersatz zu ersetzen, wich sie ab und entschied stattdessen, die
Prämien sozial abzustufen, die Kinderprämien ganz abzuschaffen und die
Finanzierungslücke durch einen um rund 3,5% erhöhten Mehrwertsteuersatz zu
decken. Versicherte mit einem steuerbaren Einkommen von unter 20'000 CHF sollen
keine Prämien mehr bezahlen. Um die Gesundheitskosten zu reduzieren, soll der
Bundesrat jährliche Globalbudgets erstellen müssen und die Leistungen der
obligatorischen Krankenversicherung limitieren. Weiter soll er die Spitzenmedizin und
die Zulassung der Ärzte beschränken. 21

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 25.10.1997
EVA MÜLLER

Die SVP lancierte im Wahljahr zwei Volksinitiativen. Im Februar ermächtigten die SVP-
Delegierten ihre Parteileitung, im Spätsommer eine neue Asylinitiative zu lancieren. Die
Initiative verlangt eine Senkung der Fürsorgekosten und eine verschärfte
Drittstaatenregelung. Auf ein Asylgesuch soll künftig nur eingetreten werden, sofern der
Gesuchsteller in keinem Drittstaat ein hängiges Asylverfahren laufen hat oder ein
solches hätte einreichen können. 

Im April gaben die Delegierten mit 358 gegen wenige, vorwiegend welsche Stimmen ihre
Zustimmung zu einer weiteren Volksinitiative, welche verlangt, dass sämtliche
Goldreserven der Nationalbank, die nicht mehr für die Währungspolitik notwendig
sind, in den AHV-Fonds einfliessen sollen. Damit würde die vom Bundesrat geplante
Solidaritätsstiftung verhindert. 22

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 21.08.1999
DANIEL BRÄNDLI
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Wohl auch mit dem Hintergedanken, im Wahljahr 1999 ihre Finanzpolitik ins rechte
Licht zu setzen, kündigte die FDP die Lancierung einer Volksinitiative für ein Steuer-
Moratorium an. Die FDP befürchtete, dass in Zukunft zu viele einzelne Steuerprojekte
an die Urne kämen, deren Auswirkungen auf das Steuersystem insgesamt nicht
genügend berücksichtigt würden. Obwohl es in den Kantonen Genf und Jura einige
Vorbehalte gab, beschloss die Delegiertenversammlung vom August in Freiburg
einstimmig und ohne grosse Diskussion die Lancierung der Initiative. 23

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 28.08.1999
DANIEL BRÄNDLI

Nach der klaren Abstimmungsniederlage der weniger weit gehenden
Beschleunigungsinitiative wurde die von namhaften Exponenten der Zürcher SVP im
Vorjahr lancierte Initiative für eine radikale Verkürzung der Behandlungsfristen für
Volksinitiativen, die sogenannte Maulkorbinitiative, nicht eingereicht, obwohl nach
Angabe der Initianten genügend Unterschriften gesammelt worden waren. Das SVP-
Präsidium entschied Mitte März, auf die geplante Lancierung einer Initiative zur
Volkswahl des Bundesrates vorläufig zu verzichten. Als Grund angegeben wurde die
Konzentration der SVP auf die Einreichung der beiden im Vorjahr lancierten
Volksinitiativen (Nationalbankgold für die AHV bzw. restriktivere Asylpolitik). Nicht zu
überhören war aber auch massive parteiinterne Kritik an diesem Vorhaben. 24

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 22.03.2000
DANIEL BRÄNDLI

Im September legte die SVP den Forderungskatalog ihrer geplanten
Gesundheitsinitiative vor. Die Krankenkasse sollte analog der AHV auf einem
Dreisäulenmodell aufgebaut sein mit einer obligatorischen Krankenversicherung, die
das Minimum abdeckt, einer erweiterten Krankenversicherung als freiwillige,
individuelle Ergänzung und einer Zusatzversicherung. Nicht der Bundesrat, sondern das
Parlament solle den Leistungskatalog für die obligatorische und die erweiterte
Krankenversicherung festlegen. 25

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 09.09.2001
MAGDALENA BERNATH

Sechs Wochen nach dem knappen Scheitern ihrer Asylinitiative Ende November 2002
verlangte die SVP Nachbesserungen bei der Revision des Asylgesetzes, so eine
Überwachung des Brief- und Zahlungsverkehrs abgewiesener Asylsuchender, welche
sich einer Ausreise widersetzten, um deren (wahre) Identität ausfindig zu machen, die
Einführung eines neuen Status für rechtskräftig Ab- und Weggewiesene, für die der
weitere Verbleib in der Schweiz so unangenehm wie möglich gestaltet werden soll,
sowie eine Verschärfung der Haftbedingungen für kriminelle Asylsuchende. 26

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 07.01.2003
MAGDALENA BERNATH

Mitte Januar lancierte die SVP ihre Volksinitiative „für tiefere Krankenkassenprämien
in der Grundversicherung“ mit dem Ziel, die Krankenkassenprämien um 20% zu
senken. Das Volksbegehren verlangt die Einführung der monistischen Spitalfinanzierung
und die Aufhebung des Kontrahierungszwanges von Versicherern und
Leistungserbringern. Ausserdem sollen die heute auf Gesetzesstufe verankerten
Grundsätze für die Festlegung des Leistungskatalogs in der Grundversicherung in die
Verfassung geschrieben werden. Aufgegeben wurde die im Vorjahr präsentierte Idee,
die Grundversicherung einzuschränken und eine neue, freiwillige
Ergänzungsversicherung einzuführen, da sie in einer internen Vernehmlassung auf
Widerstand gestossen war. 27

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 17.01.2003
MAGDALENA BERNATH

Im September hielt die SVP am geographischen Mittelpunkt der Schweiz, auf der Aelggi-
Alp (OW), einen Parteitag unter freiem Himmel ab, wo sie die Stossrichtung zweier
Volksinitiativen festlegte, die sie nächstes Jahr lancieren will. Im Asylbereich verlangt
die SVP eine konsequente Drittstaatenregelung, bessere Grenzkontrollen und schärfere
Sanktionen gegen straffällige Asylsuchende. Für Einbürgerungen sollen Gemeinden
auch Urnenabstimmungen durchführen dürfen; gegen das Ergebnis soll keine
Beschwerde möglich sein. Mit diesem Vorstoss reagierte die SVP auf ein Urteil des
Bundesgerichts, das Urnenabstimmungen über Einbürgerungen als nicht mit der
geltenden Verfassung vereinbar ausgeschlossen hatte. Ursprünglich hatte der SVP-
Vorstand geplant, diesen Parteitag zugleich als Auftakt zur Unterschriftensammlung zu
nutzen und damit die letzte Phase des Wahlkampfes einzuläuten. Laut Parteisprecher
Yves Bichsel sei die Zeit zu knapp gewesen, die Initiativtexte noch vor den Wahlen von
der Bundeskanzlei formell prüfen und publizieren zu lassen. Ein Grund für die
Verschiebung der beiden Initiativen sei auch, dass die Unterschriftensammlung für die

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 15.09.2003
MAGDALENA BERNATH
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Prämiensenkungsinitiative weniger gut als erhofft vorankomme. 28

Ende Mai eröffnete die SVP den Abstimmungskampf gegen die Bürgerrechtsvorlagen,
über die das Volk am 26. September zu befinden hatte, indem sie gleichzeitig ihre
Volksinitiative „für demokratische Einbürgerungen“ lancierte. Das Volksbegehren
verlangt, dass die Stimmberechtigten der Gemeinden in ihrer Gemeindeordnung
festlegen können, welches Organ (Gemeindeversammlung, Urnenabstimmung,
Parlament, Exekutive oder Kommission) das Gemeindebürgerrecht erteilt. Der
Entschied dieses Organs soll endgültig sein. 29

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 28.05.2004
MAGDALENA BERNATH

Im Juli schaffte es die SVP quasi in letzter Minute, genügend Unterschriften für ihre
Krankenkassenprämiensenkungsinitiative einzureichen. In der Schlussphase hatten
sich auch SVP-National- und -Ständeräte beim Unterschriftensammeln auf der Strasse
beteiligt. 30

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 29.07.2004
MAGDALENA BERNATH

Mitte November lancierte ein freisinniges Komitee eine eidgenössische Volksinitiative
„Verbandsbeschwerderecht – Mehr Wachstum für die Schweiz“ mit dem Ziel,
Beschwerden von Umweltverbänden auszuschliessen, wenn ein Bauprojekt in einer
Volksabstimmung oder von einem kommunalen, kantonalen oder nationalen Parlament
gutgeheissen wurde. Zum 27-köpfigen Initiativkomitee gehörten neben Zürcher
Freisinnigen prominente FDP-Mitglieder anderer Kantone, namentlich Marianne Kleiner
(AR), Georges Theiler (LU), Charles Favre (VD), Duri Bezzola (GR), Françoise Saudan (GE)
und Léonard Bender (VS). Die Kantonalsektionen BS, FR, GE, GR, NW, SG, TG, TI, UR, VD,
VS und ZG schlossen sich dem Begehren an. 31

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 25.09.2004
MAGDALENA BERNATH

Trotz interner Kritik gab die FDP Schweiz dem Druck der Zürcher Freisinnigen nach und
unterstützte deren eidgenössische Volksinitiative zur Beschränkung des
Verbandsbeschwerderechts. Mit einer Absage wäre sie nicht nur den Zürchern und den
anderen Kantonalsektionen, die das Begehren mittragen, in den Rücken gefallen,
sondern hätte auch das Bild einer in sich nicht geschlossenen Partei vermittelt. 32

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 20.08.2005
MAGDALENA BERNATH

Ende Jahr reichte die SVP ihre Einbürgerungsinitiative ein. Das Volksbegehren verlangt,
dass die Stimmberechtigten der Gemeinden in ihrer Gemeindeordnung festlegen
können, welches Organ (Gemeindeversammlung, Urnenabstimmung, Parlament,
Exekutive oder Kommission) das Gemeindebürgerrecht erteilt. Der Entschied dieses
Organs soll endgültig sein. 33

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 19.11.2005
MAGDALENA BERNATH

Im Juni reichte die FDP des Kantons Zürich die eidgenössische Volksinitiative zur
Einschränkung des Verbandsbeschwerderechts ein, welche die Mutterpartei ohne
Begeisterung mitgetragen hatte.

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 08.06.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

Ende Juni führte die SP in Olten (SO) einen „Sozialgipfel“ durch, an dem sie sich unter
anderem mit der Bekämpfung der Jugendgewalt befasste. Die SP verabschiedete in
einer Resolution ein Paket aus präventiven und repressiven Massnahmen, die in den
Familien, in den Schulen und im sozialen Umfeld von Jugendlichen ergriffen werden
sollen. Erwähnt wurden Projekte zur Elternbildung, eine flächendeckende
Sexualpädagogik und die Schaffung polizeilicher Jugenddienste. Zudem beschloss die
SP, eine nationale Konferenz gegen Jugendgewalt anzuregen. Die Delegierten
unterstützten im Weiteren einstimmig die Volksinitiative „Für den Schutz vor
Waffengewalt“, welche die Schaffung eines nationalen Waffenregisters verlangt und die
Abgabe der Armeewaffe an die Armeeangehörigen verbieten will. Zudem forderten die
SP-Delegierten die Einführung einer Solidaritätsabgabe in der Höhe von 5% auf
Dividenden, deren Einnahmen der AHV und der IV zugute kommen sollen. 34

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 02.07.2007
SABINE HOHL
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Ende Juni hielt die SVP eine Delegiertenversammlung in Liestal (BL) ab. Die Delegierten
hiessen die Lancierung der „Ausschaffungsinitiative“ mit 362 zu Null Stimmen gut. Die
Initiative fordert das Verfallen des Aufenthaltsrechts von Ausländern, wenn diese wegen
Delikten wie vorsätzlicher Tötung, Vergewaltigung, Raub oder Einbruch verurteilt
werden. Aber auch bereits ein missbräuchlicher Bezug von Sozialhilfe oder von
Leistungen der Sozialversicherungen soll zur Ausschaffung führen. Zudem beschlossen
die Delegierten, die Unterschriftensammlung für die Minarettverbotsinitiative eines
Komitees um SVP-Nationalrat Ulrich Schlüer (ZH) zu unterstützen. 35

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 02.07.2007
SABINE HOHL

Im Juli begann die SVP ihre Kampagne für die Ausschaffungsinitiative mit dem so
genannten „Schäfchenplakat“, auf dem zu sehen ist, wie weisse Schafe ein schwarzes
Schaf aus der Schweiz werfen. Die SVP erklärte, mit diesem Motiv wolle sie zeigen, dass
sich ihre Politik allein gegen kriminelle Ausländer richte und nicht gegen Ausländer
generell. Ausserhalb der Partei sorgte das Plakat allerdings weit herum für Empörung.
So richtete sich der UNO-Sonderberichterstatter zu Rassismus, Doudou Diène,
aufgrund des Plakates mit einem kritischen Brief an den Bundesrat. Auf den 1. August
hin verschickte die SVP Unterschriftenbögen für die Ausschaffungsinitiative an alle
Haushalte der Schweiz. Diese Versandaktion wurde von einem anonymen Spender aus
der Romandie finanziert. 36

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 02.08.2007
SABINE HOHL

Die Initiative zum Verbandsbeschwerderecht, welche die FDP Zürich im Vorjahr
eingereicht hatte, wurde im Bundesrat und im Ständerat behandelt. Der Bundesrat
befürwortete die Initiative. Der Ständerat lehnte das Ansinnen dagegen ab und es kam
auch kein Gegenvorschlag zustande. Damit wurde ein Rückzug der auch innerhalb der
FDP umstrittenen Initiative erschwert.

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 21.12.2007
SABINE HOHL

Ende Jahr zog die SVP ihre Volksinitiative „Für tiefere Krankenkassenprämien“
zugunsten eines Gegenvorschlages des Parlaments zurück. Die Initiative hatte einen
eingeschränkten Leistungskatalog in der Grundversicherung, Vertragsfreiheit zwischen
Krankenkassen und Ärzten, eine Begrenzung der öffentlichen Subventionen und mehr
Transparenz im Gesundheitswesen gefordert. 37

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 22.12.2007
SABINE HOHL

Im Mai konnte die SP ihre Steuergerechtigkeitsinitiative einreichen. Nach den
ursprünglichen Plänen hätte die Volksinitiative bereits vor den Wahlen 2007 eingereicht
werden sollen. Die SP kündigte ein neues Mittel zum Unterschriftensammeln für
Initiativen und Referenden an: Ein „Referendum-Club“, dessen Mitglieder jeweils
mindestens 10 Unterschriften sammeln sollen. 38

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 06.05.2008
SABINE HOHL

Bei den Abstimmungen vom 1. Juni musste die SVP eine dreifache Niederlage
einstecken: Ihre Volksinitiative „für demokratische Einbürgerungen“ wurde deutlich
abgelehnt, ebenso die Initiative „gegen Behördenpropaganda“, die sie als einzige grosse
Partei unterstützt hatte, und der Gesundheitsartikel, der als Gegenvorschlag zu einer
mittlerweile zurückgezogenen SVP-Volksinitiative entstanden war. 39

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 01.06.2008
SABINE HOHL

Am 22. August fand eine Delegiertenversammlung der SVP in Chur (GR) statt. An dieser
sprachen sich die Delegierten mit 358 zu 28 Stimmen bei einigen Enthaltungen für die
Lancierung einer Volksinitiative für die Volkswahl des Bundesrates aus. Die Zürcher
SVP hatte bereits einen Initiativtext formuliert. In diesem wird von einem einzigen
Wahlkreis für die ganze Schweiz ausgegangen. Die Wahl soll gemäss diesem Vorschlag
nach dem Majorzverfahren stattfinden und zwei Sitze sollen für die lateinische Schweiz
reserviert sein. Der Entscheid über das zu wählende Wahlverfahren wurde jedoch
verschoben, da es in der Partei auch Anhänger des Proporzverfahrens gab, welches die
Wahlchancen der SVP bei einer Volkswahl des Bundesrates erhöhen würde. Die SVP
hatte eine Initiative zur Volkswahl des Bundesrates bereits früher beschlossen, sie aber
nie lanciert. 40

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 24.08.2009
SABINE HOHL
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Im Juni stellte die SP auf ihrer Internetseite fünf Projekte für Volksinitiativen vor, über
die online diskutiert und abgestimmt werden konnte. Als Favoriten stellten sich die
Initiativprojekte „Neue Arbeitsplätze dank erneuerbaren Energien“ und „Lohndumping
verbieten – Mindestlohn für alle“ heraus. Die Mindestlohninitiative fordert, dass der
Bundesrat jedes Jahr einen Mindestlohn in der Höhe von 60% des Medianlohnes
festlegt. Am ausserordentlichen Parteitag der SP in Schwyz Mitte Oktober sprachen sich
die Delegierten mit grosser Mehrheit für die Lancierung dieser Volksinitiativen aus. Die
SP nützte damit erneut das Instrument der Volksinitiative: Anfang Oktober hatten
bereits die Jungsozialisten ihre „1:12“-Initiative lanciert, die verlangt, dass der höchste
Lohn in einem Unternehmen maximal zwölfmal höher sein soll als der tiefste. Weiter
wurde am Parteitag die Ja-Parole für die GSoA-Initiative für ein Verbot von
Kriegsmaterialexporten gefasst. Die Anti-Minarett-Initiative wurde hingegen einstimmig
abgelehnt. Zur Vorlage „Spezialfinanzierung Luftverkehr“ wurde Stimmfreigabe
beschlossen. 41

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 19.10.2009
SABINE HOHL

Anfang Dezember fand eine ausserordentliche Delegiertenversammlung der SVP in
Pfäffikon (SZ) statt, an der die Lancierung einer „Familieninitiative“ beschlossen wurde.
Mit dieser Volksinitiative fordert die SVP, dass Eltern, die ihre Kinder selber betreuen,
ein mindestens so hoher Steuerabzug gewährt wird wie Eltern, die ihre Kinder
familienextern betreuen lassen. Es soll mit anderen Worten ein „Eigenbetreuungsabzug“
im Steuerharmonisierungsgesetz eingeführt werden. Die Initiative stellt eine Reaktion
auf den Entscheid des Parlaments in der Herbstsession dar, einen
Fremdbetreuungsabzug in der Höhe von maximal 10'000 Fr. einzuführen. Die SVP sieht
darin eine Diskriminierung von Frauen, die ihre Kinder selber betreuen. 42

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 07.12.2009
SABINE HOHL

Anlässlich der Medienkonferenz am Dreikönigstag verkündete Parteipräsident Levrat,
dass das Jahr 2010 für die SP im Zeichen der Sozialpolitik stehen werde. Wohl auch im
Hinblick auf die Wahlen wurden eine Reihe von entsprechenden Initiativen
angekündigt: Im Februar lancierten die Sozialdemokraten die 2009 an einem
ausserordentlichen Parteitag beschlossene Cleantech-Initiative, die mit Hilfe eines
Ausbaus der Investitionen in alternative Energien neue Arbeitsplätze schaffen will.
Zusammen mit den Gewerkschaften wurde zudem eine Mindestlohninitiative
ausgearbeitet, deren Unterschriftensammlung im Januar 2011 begann. Im Mai hatten die
Delegierten beschlossen, dass ein Mindeststundenlohn von 22 Franken in der
Bundesverfassung festgeschrieben werden soll. Zudem wurde im Berichtsjahr ein neuer
Anlauf in Richtung Einheitskrankenkasse genommen. Die entsprechende
Unterschriftensammlung begann ebenfalls zu Beginn des Wahljahrs 2011. Ein ähnliches
Begehren war erst 2007 an der Urne deutlich abgelehnt worden. Im neuen Vorstoss
wurde auf einkommensabhängige Prämien verzichtet. Die JUSO hatten bereits im
Herbst 2009 ihre 1:12-Initiative lanciert, mit der sie Maximallöhne in einem Betrieb auf
das Zwölffache des Mindestlohnes beschränken will. Im September reichte die SP
zudem die gültigen Unterschriften für die Initiative „Für eine starke Post“ ein. Mit dem
Begehren soll der Liberalisierung des Postmarktes Einhalt geboten werden. 43

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.05.2010
MARC BÜHLMANN

Die FDP hat sich bisher nicht als eifrige Nutzerin der Volksinitiative erwiesen. Im
Frühjahr 2009 kündigte die Partei aber an, den Wahlkampf ihrerseits mit einem
Volksbegehren auffrischen zu wollen. Dabei ging es ihr insbesondere um eine
verbesserte Positionierung und Profilierung im Wahlkampfgeschehen. Die Suche nach
einem Thema verlief allerdings schleppend. Verschiedene Projekte wurden diskutiert
und wieder verworfen; so etwa eine AHV-Schuldenbremse, die Vereinheitlichung der
Mehrwertsteuer oder eine Vereinfachung des Steuersystems. An der
Delegiertenversammlung vom 26. Juni wurde schliesslich die Lancierung der
Bürokratie-Stopp-Initiative beschlossen. Das Begehren will den Anspruch auf einfache
und verständliche Gesetze und auf unbürokratische Verfahren in der Verfassung
festhalten. An der Delegiertenversammlung vom 11. September wurde die Initiative
offiziell lanciert. Die Idee zum Volksbegehren war bereits im Januar in der
Kantonalzürcher Sektion geboren worden. Dabei hatte die FDP des Kantons Zürich
einen „Gahts no!“Preis für das absurdeste Erlebnis mit Verwaltungsangestellten oder
unsinnigen Vorschriften ausgesetzt. 44

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 26.06.2010
MARC BÜHLMANN
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Auch den Sachvorlagen, welche die Sozialdemokraten im Berichtsjahr an die Urne
brachten, war wenig Erfolg beschieden. Die Partei feierte zwar im März die Ablehnung
der Anpassung des BVG-Umwandlungssatzes, gegen welche die SP zusammen mit
Gewerkschaften das Referendum lanciert hatte. Das deutliche Nein wurde von
Parteipräsident Levrat als Motivationsspritze für die Wahlen 2011 betrachtet, denn seit
sechs Jahren, also seit dem gewonnenen Urnengang zur 11. AHV-Revision, hatte die SP
keinen Referendumserfolg mehr feiern können. Dieses Ergebnis sollte allerdings im
Berichtsjahr die Ausnahme bleiben: Die SP scheiterte mit ihrem Referendum zur 4.
Revision der Arbeitslosenversicherung, das sie Ende Februar, also noch vor Abschluss
der Parlamentsdebatte, an der Delegiertenversammlung einstimmig beschlossen hatte.
Ebenfalls keine Chance hatte die Partei mit der Steuergerechtigkeitsinitiative. Gleich
nach der Abstimmungsniederlage kündigte die SP die Planung einer nationalen
Erbschaftssteuerinitiative an. 45

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.12.2010
MARC BÜHLMANN

Zu Beginn des Berichtsjahrs kündigte die CVP an, im Gegensatz zu allen anderen
Parteien keine Initiative zu planen. Konkordanz sei wichtiger als Veto und Blockade und
man stehe dem zunehmenden Gebrauch von Initiativen als Wahlkampfinstrument eher
skeptisch gegenüber. Ende 2010 kam die Partei allerdings auf diesen Entscheid zurück
und gab bekannt, ebenfalls ein Volksbegehren zu planen. 2011 wurden unter dem Motto
„Familien stärken“ dann gleich zwei Initiativen lanciert, welche die Steuerbefreiung von
Kinder- und Ausbildungszulagen sowie die Abschaffung der Heiratsstrafe (finanzielle
steuerliche Benachteiligung von verheirateten Doppelverdienern) fordern. 46

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.12.2010
MARC BÜHLMANN

In der Energiepolitik, in der die SP mit der Cleantech-Initiative eine Führungsrolle
beanspruchte, forderten die Sozialdemokraten mit Vehemenz den raschen Ausstieg aus
der Atomenergie bis spätestens 2025. Dank effizienterer Energienutzung und der
konsequenten Förderung erneuerbarer Energien – wie dies in der Roadmap
Atomausstieg gefordert wurde – könne die Schweiz die AKWs schrittweise vom Netz
nehmen. 47

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 29.03.2011
MARC BÜHLMANN

Im März sprang die CVP auf den Zug der Parteien auf, die eigentliche
Wahlkampfinitiativen lancierten. Hatten sich die Christdemokraten 2010 noch gegen
die Instrumentalisierung direktdemokratischer Mittel im Wahlkampf ausgesprochen,
kündigten sie im März 2011 gleich zwei eigene Initiativen zum Kernthema Familie an: Die
eine verlangt die Beseitigung der Diskriminierung von Ehegatten im Vergleich zu
Konkubinatspaaren bei der Besteuerung und der AHV. Die andere zielt auf die
Steuerbefreiung der Kinderzulagen ab. Lanciert wurden beide Anfang Mai an der
Delegiertenversammlung in Chur. Die Parteileitung betonte, dass es sich bei den
Vorstössen nicht um „Wahlgags“ handle, sondern dass man damit Kernanliegen
durchsetzen wolle. Seit Jahrzehnten hätte die CVP keine Initiative mehr lanciert, da sie
90% ihrer Forderungen im Parlament durchbringe. 48

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 09.05.2011
MARC BÜHLMANN

Bereits im September des Vorjahres hatte die FDP die Bürokratie-Initiative lanciert, mit
der sie sich im Wahlkampf zusätzliche Aufmerksamkeit erhoffte. Das Begehren fordert
einfache und verständliche Gesetze und unbürokratische Verfahren. Die
Unterschriftensammlung verlief allerdings recht harzig und das Ziel, die Initiative noch
vor den Wahlen einzureichen, wurde deutlich verpasst. Ende des Berichtjahrs lief die
Unterschriftensammlung noch. 49

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 27.06.2011
MARC BÜHLMANN

Wie die anderen grossen Parteien wollte auch die SVP den eigenen Anhang mittels
verschiedener Volksbegehren mobilisieren. Im Stadium der Unterschriftensammlung
waren die Familieninitiative, mit der eine steuerliche Gleichbehandlung der Fremd-
und Eigenbetreuung von Kindern gefordert wird und die Initiative für eine Volkswahl
des Bundesrates. Beide Begehren wurden noch vor den Wahlen eingereicht. Im Juli des
Berichtsjahres lancierte die SVP zudem eine weitere Initiative, mit der sie ihre
Themenführerschaft in der Migrationspolitik bekräftigte. Mit der Initiative „gegen
Masseneinwanderung“, mit der in der Folge in zahlreichen Inseraten Werbung für die
Partei gemacht wurde, will die Partei die Zuwanderung in die Schweiz gezielter steuern.
Die Initiative greift damit auch das Personenfreizügigkeitsabkommen mit der EU an. 50

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 13.07.2011
MARC BÜHLMANN
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Die Masseneinwanderungsinitiative löste in den Medien eine Debatte zur Stärke des
Wirtschaftsflügels innerhalb der SVP aus. Die anhaltende Fokussierung der Partei auf
die Ausländerpolitik und der Frontalangriff auf die Personenfreizügigkeit zeige, dass ihr
wirtschaftsfreundlicher Flügel, der an der Personenfreizügigkeit eigentlich interessiert
sei, an Gewicht verloren habe und sich immer weniger gegen die nationalkonservativen
Kräfte durchsetzen könne. FDP-Parteipräsident Pelli und Fraktionspräsidentin Huber
forderten die Exponenten des SVP-Wirtschaftsflügels brieflich zu einer Distanzierung
von der Initiative auf. In der Folge hoben die Nationalräte Peter Spuhler (TG), Hansruedi
Wandfluh (BE) und Alex Kuprecht (SZ) den Mahnfinger. Die Kündigung der bilateralen
Verträge sei nicht zielführend, auch wenn deren Nachverhandlung durchaus nötig
wäre. 51

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 08.08.2011
MARC BÜHLMANN

Nicht nur mit ihren beiden Initiativen, sondern auch mit weiteren Forderungen
bekräftigte die CVP ihren Anspruch als Leaderin in der Familienpolitik. An ihrem
Parteitag in Wil Ende August verabschiedeten die CVP-Delegierten eine Resolution, mit
der sie auf eine Stärkung der Familie zielten. Unbezahlter Elternschaftsurlaub,
finanzielle Entschädigung für die Pflege von Angehörigen, Kindergeld, staatliche
Angebote zur Elternbildung und eine bessere Infrastruktur für die ausserschulische
Betreuung von Kindern wurden gefordert. Zudem setzten sich CVP-Parlamentarier
verstärkt für einen Familienartikel in der Bundesverfassung ein. 52

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 22.08.2011
MARC BÜHLMANN

Bereits im Januar machte die FDP Vorschläge, wie mit dem starken Franken
umgegangen werden könnte. Erfolgversprechender als eine interventionistische Politik
sei die Bekämpfung der Produktionskosten im Inland. So sollten etwa Gewinnsteuern
gesenkt und die Mehrwertsteuer einheitlich auf 5,5% verringert werden. Die Haltung
des Freisinns zum 2-Milliarden-Paket des Bundesrats für die Wirtschaft war gespalten.
Einerseits sprach man sich für kurzfristige Hilfsmassnahmen aus, andererseits
herrschte Uneinigkeit darüber, wie diese auszusehen hätten. Langfristig wichtig sei eine
„wirtschaftliche Fitnesskur“, wie sie etwa mit der Bürokratie-Initiative angeregt
werde. 53

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 23.08.2011
MARC BÜHLMANN

Im Februar – also gut ein halbes Jahr nach Sammelbeginn – reichte die SVP ihre
Initiative „Gegen Masseneinwanderung“ ein. Das Begehren will
Einwanderungskontingente wieder einführen und nimmt dabei die Kündigung der
Personenfreizügigkeit in Kauf. Offiziell wurden der Bundeskanzlei 135'557 gültige
Unterschriften übergeben. 54

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 22.03.2012
MARC BÜHLMANN

Die Juso beschlossen an ihrer Delegiertenversammlung Ende Mai, eine Initiative für ein
Verbot der Spekulation mit Nahrungsmitteln zu lancieren. Die spekulativen
Preissteigerungen und das Geschäft mit dem Hunger, an dem sich die Schweiz als Hort
von Rohstoffhändlern aktiv mitbeteilige, stellten für Millionen von Menschen eine
existentielle Bedrohung dar. 55

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 21.05.2012
MARC BÜHLMANN

Für einige auch hämische Kommentare sorgte der Misserfolg der FDP mit ihrer
Bürokratie-Initiative. Das im Wahljahr als Vehikel hochstilisierte Volksbegehren
forderte eine unbürokratische, einfache und effiziente Anwendung von Gesetzen. Früh
zeichnete sich ab, dass das Unterschriftenquorum wohl nur knapp erreicht werden
würde, weshalb in einem Kraftakt in den letzten beiden Monaten noch 20'000
Unterschriften gesammelt wurden. Noch-Präsident Pelli hatte die Initiative zur
Prestigesache erklärt. Der Abgabetermin wurde gar von 17.30 auf 20.45 Uhr, also rund
drei Stunden vor Ablauf der Sammelfrist, verschoben, da noch einzelne
Unterschriftenbögen nachgereicht wurden. Die Bundeskanzlei musste – ein Novum in
der Geschichte – die Initiative deshalb ausserhalb der Bürozeiten entgegennehmen. Die
FDP übergab 100'650 Unterschriften, die allerdings in der Folge von der Bundeskanzlei
noch geprüft werden mussten. Das Resultat dieser Prüfung war – nach dreimaliger
Auszählung – dann aber eine bittere Pille für die Freisinnigen. Gültig waren nämlich nur
97'537 Unterschriften. Zum ersten Mal in der Geschichte musste damit eine Initiative
mit mehr als 100'000 eingereichten Unterschriften als nicht zustande gekommen
beurteilt werden. Das Scheitern der FDP wurde in der Presse als schmerzhaft, ja
peinlich kommentiert. Die FDP habe nach eigenen Angaben 130 000 Mitglieder, schaffe

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 05.07.2012
MARC BÜHLMANN
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es aber nicht, die nötigen Unterschriften für ein eigenes Begehren zu sammeln, so das
Credo. Der Partei wurde allerdings zu Gute gehalten, dass sie mit dem
Oppositionsinstrument Volksinitiative bisher keine Erfahrung gehabt habe. Mit dem
Scheitern stand zwar die Initiativ- und Referendumsfähigkeit der Partei in Frage, einige
Parteiexponenten deuteten die Niederlage aber in einen Sieg um. Der Kraftakt gegen
Ende der Sammelphase habe gezeigt, dass die Partei durchaus fähig wäre, genügend
Unterschriften für Volksbegehren zu sammeln; man müsse sich deshalb überlegen, auch
in Zukunft zu diesem Instrument zu greifen. Gegen diese Idee stellte sich allerdings der
neue Präsident der FDP, Philipp Müller. 56

Mit der Lancierung der Durchsetzungsinitiative Mitte Juni wolle die SVP ihre im Jahr
2010 angenommene Ausschaffungsinitiative konkretisieren, die eine Ausweisung
straffälliger Migranten fordert. Die Ankündigung war bisher lediglich Drohgebärde, um
eine buchstabentreue Umsetzung der Ausschaffungsinitiative zu erzwingen, für die sich
zwei Umsetzungsvorschläge in der Vernehmlassung befanden, mit denen die SVP
allerdings nicht einverstanden war. Die Volkspartei pochte auf den Volkswillen, der nur
mit einer buchstabengetreuen Umsetzung adäquat berücksichtigt werde. In der Presse
wurde vermutet, dass das Drohpotenzial auch zu einer härteren Gangart in der
Asylpolitik unter den Bürgerlichen geführt habe. 57

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 25.07.2012
MARC BÜHLMANN

Parteiinterne Debatten waren in der Gesundheitspolitik vorprogrammiert, da der SP-
Bundesrat Alain Berset als Innenminister auch verantwortlich für das Gesundheitswesen
ist. In der Managed-Care-Vorlage beispielsweise musste Berset, der als Ständerat noch
gegen die Reform gestimmt hatte, die zustimmende Position der Regierung gegen seine
Partei, die gegen die Vorlage das Referendum unterstützt hatte, verteidigen. Eine
ähnliche Ausgangslage kündigte sich auch bei der Initiative „Für eine öffentliche
Krankenkasse“ an, welche die SP im Sommer, also rund ein halbes Jahr vor Fristablauf,
mit 115 841 gültigen Unterschriften einreichte. Die Vorlage will eine Einheitskasse für die
Grundversicherung schaffen. Bundesrat Berset kündigte an, gegen die
Einheitskrankenkasse einen Gegenvorschlag ausarbeiten zu wollen. In der Presse wurde
vermutet, dass dieses Ansinnen wohl auch dazu dient, der Konfrontation mit der
eigenen Partei auszuweichen. Allerdings wurden von bürgerlicher Seite nicht weniger
als fünf Motionen eingereicht, welche die Ausarbeitung eines Gegenvorschlages
verhindern und die Initiative rasch – also noch vor dem Wahljahr 2015 – zur
Abstimmung bringen wollen. 58

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 11.10.2012
MARC BÜHLMANN

Rechtzeitig auf die 100-Jahr-Feier Ende Oktober reichte die CVP die nötigen
Unterschriften für ihre beiden Familien-Initiativen ein. Will das erste Begehren Kinder-
und Ausbildungszulagen von den Steuern befreien, soll die zweite Initiative die
Heiratsstrafe, also die Benachteiligung von Ehepaaren bei Steuern und
Sozialversicherungen, beseitigen. Zwar wurde es letztlich auch für die CVP knapp –
Ende September wurde gar per SMS für Unterschriften geworben – anders als die
Bürokratie-Stopp-Initiative der FDP schafften aber beide Begehren das
Unterschriftenquorum. Das Steuerbefreiungsbegehren wurde mit 118'425 gültigen
Unterschriften und die Initiative gegen die Heiratsstrafe mit 120'161 gültigen
Unterschriften eingereicht. Die Themen Familie und Mittelstand sollen laut CVP auch
zukünftig mit Volksbegehren bearbeitet werden. 59

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 27.10.2012
MARC BÜHLMANN

Ein Schlagabtausch zwischen dem Vater der Abzockerinitiative, Thomas Minder
(parteilos, SH), und Christoph Blocher wurde für 2013 erwartet. Minder war
zuversichtlich, bei der Volkspartei Unterstützung für seine Initiative zu finden. Blocher
wollte sich hingegen für den indirekten Gegenvorschlag stark machen. Ende Jahr
gründete der Zürcher Nationalrat zusammen mit Unternehmern ein Komitee, das sich
zugunsten einer schnelleren Umsetzung des Gegenvorschlages gegen die Initiative
einsetzen sollte. Dem Komitee gehörten neben dem aus der grossen Kammer
zurücktretenden Peter Spuhler (TG) die Nationalräte Ulrich Giezendanner (AG), Jean-
François Rime (FR) und Sylvia Flückiger (AG) an. Die SVP selber hat im Berichtsjahr noch
keine Parole zur Abzockerinitiative beschlossen. 60

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 28.12.2012
MARC BÜHLMANN
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Bei der Familieninitiative, über die am 24. November abgestimmt wurde, musste die
SVP die zweite Niederlage im Berichtjahr einstecken. Wie schon im Juni bei der
Volkswahlinitiative, lehnte auch Ende Jahr eine Mehrheit der Stimmbürgerschaft das
Begehren ab. Eine Parallele bei den beiden Initiativen zeigte sich auch in der
parteiinternen Kritik. Rund zwei Wochen vor der Abstimmung zur Familieninitiative
kritisierten die SVP-Regierungsräte Rosmarie Widmer-Gysel (SH), Ernst Landolt (SH),
Alex Hürzeler (AG), Jakob Stark (TG), Monika Knill (TG) und Köbi Frei (AR) das Begehren,
weil es mit Mehrkosten verbunden sei und falsche Erwartungen wecke. 61

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 24.01.2013
MARC BÜHLMANN

Mitte April, also rund eineinhalb Monate nach dem Scheitern des Familienartikels an der
Urne, dachte die SP-Geschäftsleitung laut über ein neues Begehren nach, welches die
Familienpolitik stärken soll. Die Mehrheit der Bevölkerung sei für die Festschreibung
einer Stärkung von Familien in der Verfassung gewesen. Das Hauptanliegen der am
Ständemehr gescheiterten Idee, genügend Krippenplätze für Familien zu schaffen, die
solche wünschten, sei ebenfalls wieder aufzunehmen. Zusätzlich wollen die Genossen
die Kinderzulagen absichern und ausbauen. Geplant wurden zudem Vorstösse im
Parlament, mit denen die gesellschaftliche und wirtschaftliche Stärkung von Familien
gefordert werden sollen. 62

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 14.04.2013
MARC BÜHLMANN

Im Juni wurde die von der SVP lancierte Initiative zur Volkswahl des Bundesrates so
deutlich wie noch kein SVP-Begehren zuvor abgelehnt. Die Partei hatte sich mit ihrem
Begehren ziemlich schwer getan und die Abstimmungskampagne glich eher einem
Pflichtprogramm denn einer überzeugenden Elektrisierung. Zudem wurden parteiintern
Befürchtungen laut, dass sich das Begehren letztlich sogar zuungunsten der SVP
auswirken könnte, weil man in Majorzwahlen selten erfolgreich sei. Mit der Ende April
eingeläuteten Kampagne stellte sich die SVP als Partei dar, die als einzige dem Volk
vertraue, ihm mehr Mitspracherecht geben wolle und dafür sorge, dass der Wille des
Souveräns wieder ernst genommen werde. Mit der direkten Wahl müsse die Regierung
wieder mehr Rücksicht auf den Volkswillen nehmen. Müsste sich etwa Bundesrätin
Sommaruga der Wahl durch die Bevölkerung stellen, so würde sie die
Ausschaffungsinitiative schneller umsetzen, warb Parteipräsident Brunner für das
Anliegen. Gegnerische Argumente wurden mit dem Hinweis abgetan, dass die Volkswahl
auf kantonaler Ebene ausgezeichnet funktioniere. Die laue parteiinterne Unterstützung
und die lustlose Kampagne widerspiegelte sich nicht nur im Abstimmungsresultat,
sondern auch im Umstand, dass – laut VOX-Analyse – lediglich 55% der SVP-
Sympathisanten die eigene Initiative befürworteten. 63

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 09.06.2013
MARC BÜHLMANN

Die SP setzte auch im Berichtjahr auf den Gebrauch der Volksrechte. Die Cleantech-
Initiative wurde mit Beschluss der Delegierten Ende Juni in Fribourg zurückgezogen;
dank des indirekten Gegenvorschlages sei die Abschaffung der Atomwirtschaft auf
gutem Weg. Die Juso-Initiative für ein Verbot der Nahrungsmittelspekulation kam gut
voran und über die 1:12-Initiative der Jungpartei wurde im Berichtjahr abgestimmt. Die
Genossen planten zudem weitere Volksbegehren: Auf der Basis einer internen
Vernehmlassung entschied sich die Partieleitung aus rund einem Dutzend Vorschlägen
für sechs mögliche Initiativprojekte, wovon schliesslich eines am Parteitag 2014
ausgewählt werden soll. Von der Familienpolitik, der Lohngleichheit von Mann und Frau,
einer Offenlegung von Parteispenden über neue Steuern bis hin zu einer automatischen
Einbürgerung der dritten Generation reichen die Projekte. Mit diesen geplanten
Begehren machte die SP allerdings auch Werbung, wenn sich dazu Gelegenheit ergab.
So war etwa der Bericht von Transparency International zur Einschätzung der
Korruption von Parteien.  Anlass für die SP, auf ihre Idee der Transparenzinitiative
hinzuweisen, die die Offenlegung der Eigenmittel und Geldzuweisungen durch alle
Parteien verlangen würde. 64

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 01.07.2013
MARC BÜHLMANN

Anfang Februar gab die Zürcher SVP bekannt, Verbündete für die Lancierung einer
Initiative zu suchen, mit der das Bankgeheimnis in der Verfassung festgeschrieben
werden soll. Mit ihrer Idee eines möglichst breit abgestützten, überparteilichen
bürgerlichen Komitees stiess die SVP bei der CVP vorerst auf frostige Ablehnung, bei
der FDP aber auf Sympathie. Nachdem der Initiativtext CVP-kompatibler gemacht
wurde, stieg auch der Support bei den Christdemokraten. Die Initiative wurde
schliesslich noch Ende Berichtjahr unter dem Titel „Ja zum Schutz der Privatsphäre“

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 05.08.2013
MARC BÜHLMANN
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lanciert. 65

Auch aufgrund der Schwierigkeiten bei der Umsetzung verschiedener angenommener
Initiativen dachte die SVP laut über die Lancierung einer Volksinitiative nach, mit der
das Verhältnis zwischen Völkerrecht und Landesrecht zugunsten von letzterem
definiert werden soll. Das Bundesgericht passe sich schleichend der internationalen
Rechtsprechung an, liess sich Parteipräsident Brunner vernehmen. Deshalb müsse der
Vorrang des direktdemokratisch legitimierten Schweizer Rechts verankert werden.
Fremde Richter dürften nicht akzeptiert werden. Neben einer Volksinitiative könne sich
die SVP auch vorstellen, mittels parlamentarischer Vorstösse eine Sistierung oder gar
Kündigung der Europäischen Menschenrechtskonvention anzustreben. Ende April
forderte die Partei, dass künftig die Bundesversammlung die Schweizer Vertretung am
Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte nominieren solle. Mitte August
präsentierte die SVP ein Positionspapier, in welchem die nicht vorhandene
demokratische Legitimation des Völkerrechts als Grund für eine notwendige Reaktion
auf den Trend der schleichenden Entmündigung des Schweizer Volkes angeführt wurde.
Das Papier wurde parteiintern in die Vernehmlassung geschickt, um mögliche
Massnahmen zu diskutieren. 66

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 13.08.2013
MARC BÜHLMANN

Die überparteiliche Volksinitiative „Ja zum Schutz der Privatsphäre“, die das
Bankgeheimnis in der Verfassung verankern will, sorgte innerhalb der Partei für
Diskussionen. Bereits Ende April hatte die Konferenz der kantonalen Parteipräsidenten
ihre Unterstützung für die Unterschriftensammlung zugesagt. In der Presse wurde im
Juli kolportiert, dass die FDP zwei Franken pro Unterschrift bezahle. Der Entscheid für
die Unterstützung des Begehrens stiess an der Delegiertenversammlung Ende August in
Thun aber auf Opposition. Man werde sich damit ein Image der Partei von
Steuerhinterziehern einhandeln und bei den Wahlen abgestraft werden, so die Warner.
Die Mehrheit der Delegierten fand das Projekt allerdings unterstützenswert und
genehmigte den präsidialen Entscheid mit 171 zu 52 Stimmen. 67

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 26.08.2013
MARC BÜHLMANN

An ihrer Delegiertenversammlung Ende Juni in Olten sprachen sich die Genossen für
die Unterstützung der Volksinitiative für eine Erbschaftssteuer auf Bundesebene aus.
Das ursprünglich von der GP, der EVP und den Gewerkschaften geplante Begehren sieht
eine Steuer bei Erbschaften und Schenkungen im Umfang von 20% vor, wobei
Ehegatten und registrierte Partner davon befreit wären. Zwei Drittel der
Steuereinnahmen sollten der AHV und ein Drittel den Kantonen zugutekommen. Mit der
Unterschriftensammlung begannen die Initiativpartner, zusätzlich unterstützt von der
CSP, am 2. August des Berichtsjahres. 68

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 02.10.2013
MARC BÜHLMANN

Die SVP zeigte sich im Frühling erfreut über das Scheitern des Familienartikels am
Ständemehr. Als vehemente Gegnerin interpretierte sie das Nein als Zeichen für den
Wunsch nach starken, eigenständigen Familien. Ursprünglich hatte die Volkspartei gar
eine Abstimmungsbeschwerde im Kanton Bern eingereicht, mit der sie eine
Verschiebung der Abstimmung erzwingen wollte, bis die Frage der Folgekosten des
Familienartikels geklärt sind; die Berner Regierung war allerdings nicht auf die
Beschwerde eingegangen. Die SVP-eigene Vorstellung von Familienpolitik sollte mit der
hausgemachten Familieninitiative umgesetzt werden. Rund einen Monat vor der
Abstimmung machte die SVP ihrem Ärger gegen eine von der Schweizerischen Akademie
für Geistes- und Sozialwissenschaften (SAGW) in Auftrag gegebene Studie Luft, die zum
Schluss kam, dass die Initiative den Anreiz dämpfe, dass beide Elternteile einer
Beschäftigung nachgehen. Die SAGW sei vom Staat subventioniert und dürfe sich
deshalb nicht in Abstimmungen einmischen. Auch die Nein-Empfehlung der FDP führte
zu einigen Verstimmungen zwischen den beiden rechtsbürgerlichen Parteien. Letztlich
wurde die Familieninitiative an der Urne aber mit 41,5% Ja-Stimmen relativ deutlich
verworfen. 69

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 20.10.2013
MARC BÜHLMANN
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Die SVP gehörte von Beginn weg zu den Kritikern der im Berichtjahr in den Räten
behandelten Agrarpolitik 2014-2017. Die Volkspartei befürchtete, dass die Reform zu
einer Minimierung des Selbstversorgungsgrades mit einheimischen Produkten führe
und die Importe zunehmen würden. Sie liess verlauten, dass sie ein Referendum
unterstützen würde, dieses aber vom Bauernverband lanciert werden müsste. Weil ein
Referendum allerdings nicht ergriffen wurde, liebäugelte die SVP mit einer eigenen
Initiative, mit der sie die zunehmende Ausrichtung der Landwirtschaft auf Ökologie und
Landschaftspflege stoppen will. Das Begehren sollte einen möglichst hohen
Selbstversorgungsgrad und Kompensationen für die Bauern verlangen. Auch der
Bauernverband wollte eine Initiative für Ernährungssicherheit lancieren. Noch Ende
Jahr einigten sich die beiden Organisationen nach einigem Hin und Her dann für ein
gemeinsames Vorgehen. 70

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 21.11.2013
MARC BÜHLMANN

Ihren Erfolg verdankt die SVP auch ihrer Fähigkeit, die Klaviatur der direkten
Demokratie zu ihren Gunsten zu nutzen. Im Berichtjahr wurde über zwei Initiativen der
Volkspartei abgestimmt – sowohl die Volkswahl des Bundesrates als auch die
Familieninitiative wurden allerdings abgelehnt. Für 2014 standen mit der Initiative
„gegen die Masseneinwanderung“ und der von SVP-nahen Kreisen lancierten Initiative
„Abtreibungsfinanzierung ist Privatsache“ gleich die nächsten Begehren an. Die
Kampagne für erstere wurde bereits Ende November des Berichtsjahres lanciert. Die
Abstimmung wurde auf den 9. Februar 2014 angesetzt. 2013 reichte die SVP zudem ihre
Durchsetzungsinitiative zur Ausschaffungsinitiative ein. Im Berichtjahr steckte die
Partei schliesslich drei weitere Vorschläge in den Köcher oder überlegte sich zumindest
laut, diese zu lancieren: eine Initiative zur Klärung des Verhältnisses zwischen Völker-
und Landesrecht, eine Initiative zum Schutz des Bankgeheimnisses sowie eine Initiative
für Ernährungssicherheit. 71

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 24.11.2013
MARC BÜHLMANN

Die Anfang Februar mit über 150 000 Unterschriften zustande gekommene
Durchsetzungsinitiative wurde Ende November vom Bundesrat für teilungültig erklärt.
Die Regierung erklärte, dass die im Begehren festgeschriebene Definition von
zwingendem Völkerrecht selber gegen zwingendes Völkerrecht verstosse und deshalb
nicht als gültig akzeptiert werden könne. Die SVP wollte als zwingendes Völkerrecht
„ausschliesslich das Verbot der Folter, des Völkermords, des Angriffskrieges, der
Sklaverei sowie das Verbot der Rückschiebung in einen Staat, in dem Tod oder Folter
drohen“ definieren. In dieser Definition fehlte dem Bundesrat das Non-Refoulment-
Prinzip: ein Verbot der Rückschaffung, wenn im Zielstaat grausame und unmenschliche
Behandlung oder Bestrafung drohen. Das Prinzip gilt gemeinhin als zwingendes
Völkerrecht. Die SVP ärgerte sich über verschiedene Medienkanäle lauthals über die
Erklärung des Bundesrates. 72

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 24.11.2013
MARC BÜHLMANN

Einen überraschenden Erfolg konnte die Junge SVP im Kanton Bern feiern. Am 24.
November wurde eine Initiative der JSVP angenommen, die eine Einbürgerung von
Ausländern, die wegen einer Straftat verurteilt wurden, lebenslang verbietet.
Nationalrat Ulrich Giezendanner (AG) rief alle kantonalen Sektionen dazu auf, es den
Bernern gleich zu tun und kantonale Initiativen zu lancieren. Diese hätten bessere
Chancen an der Urne als ein nationales Begehren, das von den linken Städten
verhindert würde. 73

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 24.11.2013
MARC BÜHLMANN

Schon früh startete die SVP ihre Kampagne zur Initiative „gegen die
Masseneinwanderung“. An der Delegiertenversammlung in Reiden (LU) Ende November
wurde das eigene Begehren nicht nur einstimmig zur Annahme empfohlen, sondern
Parteipräsident Brunner (SG) wetterte auch gegen die Wirtschaft, der man immer die
nötigen Arbeitskräfte gegeben habe, die aber masslos geworden sei. Mit der SVP-
Initiative lasse sich die Zuwanderung, die Wohnraum- und Mobilitätsprobleme
verursache und zudem inländische Arbeitnehmer bedrohe, wieder besser steuern. Die
Personenfreizügigkeit hätte der Schweiz nicht gebracht, was versprochen worden sei.
Für ein souveränes Land sei es selbstverständlich, dass es selber bestimme, wer
einwandere und wer wie lange bleiben dürfe. Ende Jahr verschickte die Partei ihr
Extrablatt, eine parteieigene Kampagnenpostille, in alle Schweizer Haushalte. Diese
Kampagnenmassnahme scheint von der Volkspartei den klassischen Zeitungsinseraten
immer stärker vorgezogen zu werden. 74

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 29.12.2013
MARC BÜHLMANN
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Die Masseneinwanderungsinitiative bescherte der SVP einen nicht wirklich erwarteten
Erfolg. Umfragen im Vorfeld der Abstimmung wiesen eher auf eine Ablehnung hin.
Einzelne SVP-Exponenten im Umfeld der Auns und der Jungpartei dachten im Falle
einer Ablehnung laut über einen Frontalangriff gegen die Personenfreizügigkeit nach,
was in der Parteizentrale allerdings als Unsinn bezeichnet wurde. Es gehe um die
Begrenzung der Einwanderung. Nach der Annahme der Initiative schien die SVP eine
Weile in Verlegenheit. Parteipräsident Toni Brunner sah seine Partei in einem Interview
mit dem "Sonntags-Blick" bei der Umsetzung nicht in der Pflicht. Verantwortung könne
man erst mit einem zweiten Bundesratssitz übernehmen. Allerdings forderte die Partei
dann relativ rasch die Einsetzung einer Arbeitsgruppe zur Umsetzung der Initiative, in
der die SVP vertreten sei. Anders als noch bei der Ausschaffungsinitiative, als die SVP in
einer solchen Gruppe Einsitz genommen hatte, weigerte sich Bundesrätin Sommaruga
jedoch, eine solche Gruppe zu konstituieren. Die SVP könne – wie alle anderen
Interessenten auch – via Vernehmlassung Stellung nehmen. Sollte ihr Begehren nicht
nach ihrem Gusto umgesetzt werden, drohte die SVP mit einer erneuten
Durchsetzungsinitiative oder laut einer Aussage von Christoph Blocher Mitte August mit
einer Initiative zur Kündigung der Personenfreizügigkeit. Auch eine Kündigung der
bilateralen Verträge mit der EU propagierte der ehemalige SVP-Bundesrat als gangbaren
Weg, falls die EU auf eine Einschränkung der Personenfreizügigkeit nicht eingehe. Die
EU sei vor allem auf den Landverkehrsvertrag – einer der sechs verbundenen Verträge –
angewiesen, weil er die Durchfahrt von Nord nach Süd sichere; deshalb werde sie diese
Verträge nicht aufkünden. 75

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 09.02.2014
MARC BÜHLMANN

Obwohl man in der FDP den Lead des Nein-Lagers nicht übernehmen wollte, trat
schliesslich mit Andrea Caroni (fdp, AR) ein junges Aushängeschild die Führung der
Kampagne gegen die Pädophileninitiative an. Caroni stellte ein überparteiliches
Komitee zusammen, um den Rechtsstaat zu verteidigen. Die Initiative verletzte den
Grundsatz der Verhältnismässigkeit, und der Automatismus sowie die fehlende
Abstufung nach der Schwere einer Tat seien mit rechtsstaatlichen Ideen nicht
vereinbar. Das Engagement war mutig, da ein Einstehen gegen die von Parteipräsident
Philipp Müller als „unappetitliches Geschäft“ bezeichnete Initiative kaum Lorbeeren
versprach. Allerdings gewannen Caroni und seine Partei damit durchaus an Profil. 76

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 16.03.2014
MARC BÜHLMANN

Die 2013 von der SVP eingereichte Durchsetzungsinitiative, die von der Volkspartei als
Drohkulisse für eine buchstabengetreue Umsetzung der Ausschaffungsinitiative verfasst
worden war, schien 2014 ihr Ziel zu erreichen. In der Frühjahrssession lehnte der
Nationalrat die Initiative zwar ab und folgte dem Bundesrat, der sie für teilungültig
erklärt hatte. Gleichzeitig hiess er aber den Katalog aus der Durchsetzungsinitiative als
Umsetzung der Ausschaffungsinitiative praktisch eins zu eins gut. Aus Angst vor dem
Volk beuge sich die grosse Kammer dem Powerplay der SVP, titelte etwa die NZZ. Der
Ständerat erklärte die Initiative ebenfalls für teilungültig, wollte sie aber 2014 noch
nicht beraten. 77

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 22.03.2014
MARC BÜHLMANN

Im Wahljahr 2015 wollte die SP der CVP in der Familienpolitik Konkurrenz machen. Die
Delegierten beauftragten die Parteispitze an der Versammlung in Winterthur Ende Juni
2014, eine Familieninitiative auszuarbeiten, mit der eine Gutschrift für jedes Kind
gewährt werden soll. Für jedes Kind soll ein Fixabzug bei den Steuern geltend gemacht
werden. Wer keine Steuern bezahlen muss, würde den Betrag ausbezahlt kriegen.
Anders als bei der CVP-Initiative, würden nicht nur vermögende Eltern, sondern alle
Erziehenden von einer solchen Kindergutschriftsinitiative profitieren. Die Idee war in
einer konsultativen Onlineumfrage aus sechs anderen Initiativprojekten ausgewählt
worden. Ziel der Umfrage war, ein Volksbegehren für die Wahlen 2015 lancieren zu
können. Allerdings wurde sowohl das Anliegen der Kindergutschrifteninitiative, als auch
die Idee, während der Wahlen mit einer Initiative auf sich aufmerksam zu machen, kurz
vor Ende des Jahres sistiert. 78
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An der Delegiertenversammlung in Rothenturm (SZ) Ende Oktober, die unter dem Motto
„Frei blieben – Nein zum Gang in die Knechtschaft“ gestanden hatte, beschlossen die
Delegierten die Lancierung der schon lange vorher angekündigten Initiative „zur
Umsetzung von Volksentscheiden – Schweizer Recht geht fremdem Recht vor“. Das
Völkerrecht schränke die Freiheit der Schweiz bei der Umsetzung von an der Urne
angenommenen Volksbegehren zu sehr ein, gab Hans-Ueli Vogt (ZH, svp), Vater der
neuen Initiative, bekannt. Christoph Blocher rief die Delegierten auf, dabei mitzuhelfen,
zu verhindern, dass die Classe politique die schweizerische Freiheit und Wohlfahrt
zugrunde richte. Die Volkspartei hatte das Begehren bereits Mitte August in einer
grossen Medienkonferenz angekündigt. Die Bundesverfassung soll internationalem
Recht stets vorgehen; falls es aufgrund einer Verfassungsänderung zu Konflikten käme,
müssten völkerrechtliche Verträge gekündigt werden. Auch eine Kündigung der
Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) würde von der SVP in Kauf
genommen. Ende Jahr gab Parteipräsident Brunner den Medien bekannt, das Begehren
bei der Bundeskanzlei zur Vorprüfung eingereicht zu haben. Die Lancierung der
Initiative, die mit dem Namen "Selbstbestimmungsinitiative" versehen wurde, werde im
Wahljahr geschehen. 79

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 12.08.2014
MARC BÜHLMANN

Die CVP konnte das Wahljahr 2015 mit einer ihrer beiden Familien-Initiativen einläuten.
Nur selten hatte die CVP bisher mit Volksinitiativen operiert. Mit ihren beiden Begehren
wollten sich die Christlichdemokraten aber im Wahljahr als traditionelle Familienpartei
positionieren. Allerdings hat es die Familienpolitik in der Schweiz traditionell schwer an
der Urne, wie die Zeitung LeTemps am Beispiel der Mutterschaftsversicherung
vorrechnete, die zwar 1945 in der Verfassung festgeschrieben, aber erst 2005
umgesetzt worden sei. 
Dass Familienpolitik in der Tat ein schwieriges Pflaster zu sein scheint, zeigte die
deutliche Ablehnung des ersten der beiden CVP-Volksbegehren: Anfang März
entschieden die Stimmbürgerinnen und -bürger überaus deutlich gegen das Anliegen
der Christlichdemokraten, das eine Steuerbefreiung von Kinder- und
Ausbildungszulagen verlangt hatte. Die VOX-Analyse zeigte, dass auch die
Anhängerschaft der CVP ihre Partei ziemlich im Stich gelassen hatte. Nur knapp die
Hälfte der Befragten, die angaben, Sympathien für die CVP zu haben, stimmten mit Ja.
Auch die zweite Initiative kämpfte schon zu Beginn des Wahljahres 2015 mit einigen
Schwierigkeiten. Zwar erhielt die Idee der Abschaffung der so genannten Heiratsstrafe
einigen Sukkurs, viel zu reden gab aber der Passus im Initiativtext, mit welchem die CVP
die Ehe als eine „auf Dauer angelegte und gesetzlich geregelte Lebensgemeinschaft von
Mann und Frau“ definierte. Dies stiess bei Organisationen, welche die Ansichten von
gleichgeschlechtlichen Paaren vertreten, auf grosse Kritik. Mit einem Gegenvorschlag
wollte die CVP ihr Anliegen für eine gerechtere Besteuerung von verheirateten Paaren
retten; dieser wurde aber vom Parlament verworfen. In den Medien wurde das Dilemma
der CVP thematisiert, die als katholisch konservative Partei das traditionelle Ehebild
vertreten müsse, sich gleichzeitig aber auch modernen Vorstellungen nicht
verschliessen wolle, um eine modernere Klientel nicht zu vergraulen. 80

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN

Verbände

Arbeitnehmer, Gewerkschaften

Die Delegierten des Schweizerischen Gewerkschaftsbundes (SGB) sprachen sich an
einer Versammlung im November 2019 für die Lancierung einer Volksinitiative für eine
13. AHV-Rente aus. Die Initiative sei die Antwort auf das «immer deutlicher sichtbar
werdende Rentenproblem» wie der Gewerkschaftsbund in einer Medienmitteilung
festhielt. Insbesondere die Rentensituation bei Frauen sei oft problematisch: Sofern
diese «überhaupt eine PK-Rente erhalten», sei sie durchschnittlich «nur halb so hoch
wie jene der Männer». Aber auch sonst seien die Renten «erschreckend tief», weshalb
es eine 13. AHV Rente brauche, «so wie es für viele einen 13. Monatslohn» gebe, teilte
der SGB mit. Monatlich ergäbe dies eine Erhöhung der Renten um 8.33 Prozent, wobei
auch EL-Beziehende davon profitieren sollen. Um diese Zusatzrente zu finanzieren, so
die Idee, sollen die Gewinne der SNB herangezogen werden – dies müsse aber erst noch
im Parlament mehrheitsfähig werden. Zum Zeitpunkt der Mitteilung war noch unklar,
wann mit der Unterschriftensammlung begonnen werden sollte. 81
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DATUM: 15.11.2019
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